Drucksache VI/1524 

Sachgebiet 603 

Abschrift 


Bonn, den 4. Dezember 1970 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 359. Sitzung am 4. Dezember 1970 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 4. November 
1970 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern 

— Drucksachen VI/1098, VI/1214 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grund einberufen wird. 

Dr. Röder 

Vizepräsident 


Bonn, den 4. Dezember 1970 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 9. Novem- 
ber 1970 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr, Röder 

Vizepräsident 


Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Der Präsident des Bundesrates 
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Drucksadle VI/ 1 524 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Finanzaus- 
gleich zwischen Bund und Ländern 


In Artikel 1 erhält § 11 a folgende Fassung: 

u:§lla 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt den nachstehenden aus- 
gleichsberechtigten Ländern im Ausgleichs] ahr 1970 
folgende Ergänzungszuweisungen: 


Saarland 18 000 000 DM 

Schleswig-Holstein 48 000 000 DM 

(3) Die Zuweisungen nach Absatz 1 und 2 sind 
mit je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig." 

Begründung 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


18 000 000 DM 
38 000 000 DM 
22 000 000 DM 
6 000 000 DM 
16 000 000 DM 


(2) Der Bund, gewährt den nachstehenden aus- 
gleichsberechtigten Ländern im Ausgleichs] ahr 1971 
folgende Ergänzungszuweisungen : 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 


54 000 000 DM 
114 000 000 DM 
66 000 000 DM 


Der Bundesrat hält an seiner Stellungnahme vom 
26. Juni 1970 — Drucksache 285/70 (Beschluß) — , 
mit der die Erhöhung der Ergänzungszuweisungen 
für 1971 auf 300 Millionen DM verlangt wurde, fest. 
Diese Forderung hat der Bundesrat bei der Beratung 
des Bundeshaushaltsentwurfs 1971 aufrechterhalten, 
wobei Deckungsmöglichkeiten aufgezeigt worden 
sind — Drucksache 500/70 (Beschluß) — . Die für die 
Notwendigkeit der Gewährung von mindestens 
300 Millionen DM Ergänzungszuweisungen vom Bun- 
desrat im Juni 1970 angegebenen Gründe haben nach 
den aus der zwischenzeitlichen Entwicklung erkenn- 
baren Haushaltsdaten der finanzschwachen Länder 
für 1971 noch erheblich an Gewicht gewonnen. 
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